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ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

de'r'Abgeordneten Mag. Gerald Loäcker~Kollegijfund KOllegen 

betreffend Luxuspensionskürzungen unabhängig von der Entwicklung der 
Höchstbeitragsgrundlage 

eingebracht im Zuge der Debatte üb$r den Bericht des Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (820 d.B.): Bundesgesetz über die Bewilligung des 
Bundesvoranschlages für das Jahr 2016 (Bundesfinanzgesetz 2016 - BFG 
2016) samt Anlagen (891 d.B.) - TOP 6 - UG 23 

Mit dem Sonderpensions- und dem Bezügebegrenzungsgesetz ist ein scheinbar 
wichtiger Schritt in Richtung Pensionsgerechtigkeit gelungen, der aber nach genaue­
rer Betrachtung eines zeigt: der Beschluss ist völlig wirkungslos. Die "Einschnitte" 
sind nicht weitreichend genug, weitere Ungerechtigkeiten müssen angegangen wer­
den, damit die vielfältigen Luxuspensionen auf ein entsprechendes Maß begrenzt 
werden. 

Ein wesentliches Merkmal des beschlossenen Gesetzes ist, dass sich die Kürzung 
von Luxuspensionen an der Höchstbeitragsgrundlage orientiert. Steigt diese Höchst­
beitragsgrundlage, sinkt der Pensionssicherungsbeitrag und wächst die Luxuspensi­
on. Dieser Zustand ist aus Gerechtigkeitsgründen nicht tragbar. Insbesondere weil 
durch die beschlossene außerordentliche Erhöhung der Höchstbeitragsgrundlage 
somit Pensionssicherungsbeiträge ab 2016 erst bei Sonder- und Zusatzpensionen 
von 4840 Euro (statt 4650 Euro) eingehoben werden. Aber auch andere Grenzen 
verschieben sich nach oben. So sind für zukünftig abgeschlossene Verträge irgend­
wann Sonderpensionen von fast 10.000 Euro (9680 Euro für die geplante HBGI. 
2016) möglich. Auch die Obergrenze für Verträge, die bereits eine Anwartschaft auf 
eine Sonderpension begründen, steigt jedes Jahr um das Dreieinhalbfache der Er­
höhung der Höchstbeitragsgrundlage, d.h. für die geplant Erhöhung 2016 um 190 
Euro sind dies 665 Euro. Diese Grenzen werden mit jeder Erhöhung der Höchstbei­
tragsgrundlage weiter nach oben verschoben. 

Aus unserer Sicht ist dieser Zustand nicht tragbar und gegenüber normalen ASVG­
Versicherten nicht vertretbar. Eine Fixierung von Fixbeträgen, ab denen Pensionssi­
cherungsbeiträge zu bezahlen sind, scheint zielvoller und gerechter und würde eine 
raschere Harmonisierung des Leistungsniveaus zwischen öffentlich finanzierten und 
ASVG-Pensionen zusätzlich unterstützen. 

Insbesondere bei genauer Betrachtung der Detaildokumente des Bundesvoranschla­
ges zeigt sich die Wirkungslosigkeit des Sonderpensionsbegrenzungsgesetzes durch 
seine inhaltliche Verbindung mit der Höchstbeitragsgrundlage. Wurden bei der letzt­
jährigen Budgetrede vom damaligen Finanzminister Spindelegger noch angekündigt, 
dass das Sonderpensionsbegrenzungsgesetz zu Mehreinnahmen führt, so erkennt 
man im aktuellen Verzeichnis der veranschlagten Konten einen deutlichen Rückgang 
bei jenen Pensionssicherungsbeiträgen in Höhe von 10 Millionen Euro - von 110,7 
Millionen (BVA 2015) auf 100,7 Millionen Euro (BVA 2016). Dieser Umstand ist vor 
allem auf die steigende Höchstbeitragsgrundlage zurück zu führen. Die wahren Ge­
winner der beschlossenen Steuerreform und schlussendlich auch die Gewinner die­
ses Budgets sind die Luxuspensionisten, denen jetzt in Summe 10 Millionen Euro 
mehr bleiben - ein fatales Zeichen für die Generationengerechtigkeit. 
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Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Nationalrat schnellstmöglich eine Re­
gierungsvorlage zuzuleiten, die vorsieht, dass die Grenzen für die Einhebung von 
Pensionssicherungsbeiträgen, die aufgrund des Bezuges einer Sonderpension fällig 
werden, nicht mehr anhand der jeweils geltenden Höchstbeitragsgrundlage, sondern 
durch Fixbeträge festgelegt werden." 
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